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Stadt  

Hildburghausen 

 

20.06.2012 
 

Beschlussvorlage 
  

Einreicher: Beschlussnummer: 
 

Herr Steffen Harzer 

435/2012 
    
  Amt: Ordnungsamt 
  Sachbearbeiter: Herr König 
  Aktenzeichen:  
  Bezug-Nr.:  
 

 

Sitzung Status Datum Abstimmung: 

Stadtrat öffentlich 27.06.2012 Ja: Nein: Enth.: 
 
 
 
 

 
Bezeichnung der Vorlage: 
3. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für Sondernutzungen 
an öffentlichen Straßen im Gebiet der Stadt Hildburghausen. 
 
 
 
 
 
 
Beschlusstext: 
 

Der Stadtrat beschließt die 3. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für Sondernutzungen an öffentlichen Straßen im Gebiet der Stadt Hildburghausen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 gez.  
 

 
 gez. 

 

 
 gez. 

 

 
 gez. 

 

Bürgermeister 
Harzer 

zust. Amtsleiter 
Dietmar König 

Kämmerei 
Lissy Carl-Schumann 

Justiziar 
Wolfgang Schwarz 
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Begründung: 

 
Immer häufiger werden Anträge an das Ordnungsamt gestellt, neben üblichen A 1 Plakaten 
auch mit Bannern auf Veranstaltungen u.a. aufmerksam zu machen. Bisher wurden hierfür die 
Regelungen in der Plakatierungsverordnung der Stadt Hildburghausen als 
Berechnungsgrundlage angenommen.  
Beim Aufstellen oder Anbringen von Werbebannern, Großflächenplakaten oder beim 
Abstellen von Fahrzeugen und Fahrzeuganhängern zu Werbezwecken bei Inanspruchnahme 
öffentlichen Verkehrsgrundes handelt es sich nach dem Thüringer Straßengesetz jedoch um 
Sondernutzungen.  
Bisher enthält das Gebührenverzeichnis der  Gebührensatzung für Sondernutzungen keine 
diesbezüglichen Gebührensätze.  
Es soll auch nur der Gebührensatz für die Zonen II und III festgelegt werden. In der Zone I, 
dem Altstadt- und Zentrumsbereich der Stadt solle i.d.R von derartigen Werbemitteln 
Abstand genommen werden. Ausnahmen hiervon werden ausdrücklich nur mit Zustimmung 
des Stadtbauamtes/Stadtarchitekt genehmigt.   
Die Dringlichkeit der Beschlussvorlage ist gegeben, da bereits mehrere Anträge für derartige 
Werbemittel vorliegen.  
 
 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 

 

 

Durch die Umsetzung der Beschlussvorlage entstehen der Stadt keine Kosten. 
 
 
 
 
 
Anlagen: 

 
• Satzungsentwurf 

 
 
 
 
 
Verteiler nach der Beschlussfassung: Sitzungsdienst 

Amt 20 

Büro 01 

 
 


